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Dieser Beitrag wird im Band 7 der "Schriften zum österreichischen und internationalen Universitäts- und 

Hochschulrecht", von Günther Löschnigg und Bernd-Christian Funk (Hrsg.) veröffentlicht.  
 

 

Finanzierungsmodelle der Universitäten aus volkswirtschaftlicher Sicht 

 

 

Wie es bei volkswirtschaftlichen Betrachtungen nahe liegt, beginnt dieser Beitrag mit 

grundsätzlichen Überlegungen. Ich werde zunächst die prinzipielle Frage behandeln, wie aus 

ökonomischer Sicht die Tätigkeit des Staates in einer Marktwirtschaft zu beurteilen ist, und 

ich folge dabei einem Zugang, wie er heutzutage in fast allen Lehrbüchern zur Ökonomie des 

öffentlichen Sektors vertreten wird. Im Mittelpunkt steht die Diskussion, welche Kriterien 

dafür maßgeblich sind, dass Aufgaben nicht durch die individuellen Aktivitäten von privaten 

Haushalten und Unternehmen erledigt werden, sondern (teilweise) vom Staat übernommen 

werden. Aus diesen Basisüberlegungen folgen dann in den weiteren Abschnitten einige 

Leitgedanken für die Finanzierung der Forschung und der Lehre an den (staatlichen) 

Universitäten. 

 

1. Der Staat in der Marktwirtschaft 

 

Der Zugang der Ökonomen zur Beurteilung staatlicher Aktivitäten ist ein prinzipiell 

marktwirtschaftlicher: Weil die einzelnen Haushalte auf privaten Märkten selbst entscheiden 

können, welche Güter und Dienstleistungen – und wie viel davon –  sie nachfragen, wird es 

durch diese Organisationsform tendenziell eher zu einer Befriedigung ihrer individuellen 

Bedürfnisse kommen als durch staatliche Lenkungsmaßnahmen. Letztere sind immer durch 

Zwang (Steuereinhebung) und durch eine geringe Möglichkeit zur individuellen Mitsprache 

gekennzeichnet. Der sogenannte erste Hauptsatz der Wohlfahrtstheorie besagt, dass als 

Ergebnis marktwirtschaftlicher Prozesse ein effizienter Einsatz der Ressourcen für die 

Produktion und letztlich für den Konsum von Gütern und Dienstleistungen zustande kommt. 

 

Allerdings zeigt die ökonomische Theorie auch, dass das Funktionieren von Märkten eine 

Reihe von Voraussetzungen hat, die in der Realität in vielen Fällen verletzt sind. Mit anderen 

Worten, Märkte sorgen nicht immer für eine effiziente Ressourcenverwendung. In solchen 

Fällen kann es sinnvoll sein, dass der Staat in die marktwirtschaftlichen Abläufe eingreift.
1
 

 

                                                 
1
 Natürlich gibt es keine Garantie, dass staatliches Handeln, d. h. Entscheidungen von Politikern und Beamten, 

tatsächlich zu einer Verbesserung der Effizienz führen. Das ist im Einzelfall zu erörtern. 
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Der Begriff „Effizienz“ kann sich hier zum einen auf die Produktion beziehen, dass mit 

gegebenem Mitteleinsatz der höchstmögliche Output erzielt wird, zum anderen aber – und 

noch wichtiger – auf die Allokation. Mit Allokationseffizienz ist das Ziel gemeint, dass die 

vorhandenen Ressourcen im richtigen Ausmaß für die Produktion der einzelnen Güter und 

Dienstleistungen eingesetzt werden (richtig im Sinn der Wertschätzung durch die 

Konsumenten). Im Hinblick auf die Universitäten heißt dies: Ist die Menge an Ressourcen, die 

für Forschung und Lehre eingesetzt werden, effizient oder gibt es zu viel oder zu wenig 

davon? Wie wir später sehen werden, stellt dies eine der äußerst schwer zu beantwortenden 

ökonomischen Fragen dar. 

 

Die wichtigsten Gründe, warum auf es auf privaten Märkten zu allokativer Ineffizienz kommt 

sind (i) das Vorliegen kollektiver Güter und externer Effekte sowie (ii) mangelnder 

Wettbewerb. Im vorliegenden Beitrag werden einige Überlegungen zu (i) angestellt; auf die 

Problematik des Wettbewerbs in Forschung und Lehre wird nicht eingegangen.
2
 

 

Effizienz der Ressourcenverwendung ist ein wesentliches Kriterium, das die Ökonomen als 

Maßstab für eine sinnvolle Organisation von Produktion und Konsum in den Mittelpunkt 

stellen, aber es ist nicht das einzige. Das zweite Kriterium ist die Verteilung der Einkommen 

bzw. der Konsummöglichkeiten. Es dürfte ein Konsens darüber bestehen, dass der Staat die 

sich durch den Markt ergebende Verteilung korrigieren und Gruppen unterstützen soll, die aus 

eigener Kraft zu wenig Konsummöglichkeiten haben; dafür muss er natürlich andere Gruppen 

belasten. Umstritten sind die Wahl der Instrumente und das Ausmaß der Umverteilung. Etwas 

konkreter betrifft Ersteres zum Beispiel die Frage, ob der Staat generell nur Einkommen 

transferieren soll, oder ob er an bestimmte Aktivitäten (wie Studieren) gebundene Zuschüsse 

(Übernahme der Kosten des Studierens) gewähren soll. Ganz allgemein gilt, dass jede 

staatliche Maßnahme, wie der Bau einer Straße oder die Finanzierung einer Universität, 

immer Verteilungseffekte mit sich bringt, weil die Nutznießer nicht die gleichen sind wie die 

Steuerzahler, die zur Finanzierung beitragen. Die ersteren kann man durch geeignete 

Untersuchungen (näherungsweise) identifizieren und ihre Vorteile abschätzen. Zu den 

letzteren lässt sich nur sagen, dass aus der Summe ihrer Steuerleistungen alle staatlichen 

Projekte finanziert werden, ohne eine genauere Zurechnungsmöglichkeit. 

                                                 
2
 Zu nennen wäre auch noch ungleich verteilte Information als Ursache für allokative Ineffizienz, etwa auf 

Versicherungsmärkten. Auch dieser Aspekt wird außer Acht gelassen. 
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2. Staatliche Forschungsfinanzierung 

 

Ist die Finanzierung von Forschung überhaupt eine Aufgabe des Staates? Und wenn ja, was ist 

dann das richtige Ausmaß an Ressourcen, die in diesen Bereich geleitet werden sollen? Kann 

man das nicht den Forschungsabteilungen von Unternehmen oder dem Vergnügen von 

Privatgelehrten überlassen? Die ökonomische Antwort auf diese Fragen leitet sich vom 

Konzept der kollektiven Güter ab: Erkenntnisse der Grundlagenforschung kommen nicht 

einer Person oder einem Unternehmen allein zugute, sondern allen (Interessierten). 

Publizierte Erkenntnisse bereichern im Prinzip das Wissen aller, insbesondere auch jener, die 

nicht für die Forschungsarbeit bezahlt haben. Aus dieser Tatsache folgt dann im 

Umkehrschluss für jede Einzelperson oder jedes Unternehmen, dass sie oder es wenig Anreiz 

hat, für das Zustandekommen dieser Erkenntnisse freiwillig zu bezahlen (das bekannte Free-

Rider- oder Schwarzfahrer-Problem bei kollektiven Gütern). Das führt dann zum Ergebnis, 

dass ohne staatliche Finanzierung zu wenig Ressourcen in die Grundlagenforschung fließen, 

weniger als deren tatsächlicher Wertschätzung durch die Haushalte und Unternehmen 

entspricht. 

 

Dieses Phänomen trifft zunächst für jene Gebiete zu, in denen neue Erkenntnisse einfach 

unser Wissen über die Welt vergrößern (wenn es etwa in der Biologie um das Verhalten von 

Tieren geht, in der Astrophysik um die Existenz erdähnlicher Planeten, oder in der 

Geschichtswissenschaft um antike Kulturen, …), ohne dass davon eine wirtschaftliche 

Anwendung zu erwarten ist. Aber auch für die Grundlagenforschung in den 

Naturwissenschaften gilt Ähnliches: Sie kann zwar möglicherweise in irgendeiner Form zu 

einer Anwendung führen, aber diese ist zu weit entfernt und zu wenig absehbar, als dass ein 

Unternehmen einen Anreiz hätte, die Finanzierung der Forschung auf sich zu nehmen. Solche 

Forschung bleibt auf staatliche Förderung angewiesen.
3
 

 

Je näher die Forschung dagegen bei einer konkreten Anwendung ist, desto weniger tritt das 

Schwarzfahrer-Problem auf. Die Finanzierung kann dann eher privaten Interessenten – ohne 

staatliche Förderung – überlassen werden. Dieser Logik entspricht auch der gesetzliche 

Schutz von Patentrechten: Er dient eben gerade dem Ziel, private Forschungsausgaben 

                                                 
3
 Natürlich gibt es immer die Möglichkeit, dass Mäzene bestimmte Forschungsaktivitäten finanzieren. Auf diese 

– eher zufällige – Förderung wird hier nicht weiter eingegangen. 
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lukrativ zu machen, indem den daraus folgenden Innovationen für einige Zeit eine geschützte 

Monopolstellung zugesichert wird.  

 

Andererseits gilt aber auch bei der anwendungsbezogenen Forschung, dass jede Erkenntnis 

zur Basis weiterer Erkenntnisse durch andere werden kann. Das heißt in der Diktion der 

Ökonomen: Jede angewandte Forschung kann zur Quelle positiver externer Effekte werden, 

also zu Vorteilen führen, die bei anderen Wirtschaftseinheiten auftreten. Sofern dies zutrifft, 

hat auch hier eine staatliche Unterstützung ihre Berechtigung und tatsächlich gibt es ja in 

vielen Fällen eine Förderung der anwendungsbezogenen Forschung. 

 

3. Wie viel staatliche Forschungsförderung? 

 

Wie bei vielen volkswirtschaftlichen Fragen ist die grundsätzliche Überlegung nicht sehr 

umstritten. Schwierig wird es, wenn eine konkrete Antwort angestrebt wird: In welchem 

Ausmaß soll die Forschung insgesamt beziehungsweise in diesem oder jenem Gebiet 

gefördert werden? 

 

Das Standardinstrument, das in den Lehrbüchern zur Berechnung des angemessenen 

Volumens der öffentlichen Ausgaben für bestimmte Zwecke angeführt wird, ist die Kosten-

Nutzen-Analyse. Die Idee dabei ist simpel: Es geht darum, die Vorteile, die für die Haushalte 

und Unternehmen aus einem staatlich finanzierten Projekt entstehen, in Geld auszudrücken 

und sie den Kosten gegenüber zu stellen. Auch wenn die Berechnung der Vorteile (und auch 

mancher Bestandteile der Kosten) immer nur näherungsweise erfolgen kann, so liefert eine 

solche Analyse doch sinnvolle Hinweise, ob sich die staatlichen Ausgaben lohnen oder nicht. 

Man kann zum einen die die Betroffenen direkt nach ihrer eigenen Einschätzung fragen (was 

natürlich die Frage der Zuverlässigkeit der Antworten aufwirft), oder man kann zum anderen 

die Vorteile über Hilfsgrößen ermitteln. Als typisches Beispiel sei der Bau einer Straße 

angeführt, die für die Nutzer – im Prinzip berechenbare – Vorteile im Hinblick auf 

Zeitersparnis und Fahrtkosten bzw. -sicherheit bedeutet, aber neben den Baukosten auch – 

schwer messbare – Beeinträchtigungen der Natur mit sich bringen mag.  

 

Wenn man eine solche Kosten-Nutzen-Analyse für die Grundlagenforschung vornehmen 

möchte, so zeigt sich unmittelbar die Unmöglichkeit, die Vorteile daraus auf irgendeine 

Weise zu berechnen. Das gilt einerseits für jene oben angesprochenen Bereiche, in denen 
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einfach das Wissen erweitert wird, ohne Anwendungsbezug. Wen sollte man befragen 

(außerhalb der dort tätigen Wissenschafter versteht ja kaum jemand die Erkenntnisse, und das 

wäre die Voraussetzung um ihre Bedeutung einschätzen zu können)? Welche Hilfsgrößen 

könnte man heranziehen? Somit bleibt dafür als Schlussfolgerung, dass die Entscheidung über 

das Ausmaß der staatlichen Förderung nicht auf ökonomischen Kriterien beruhen kann. Sie ist 

in diesem Sinne immer willkürlich, von den eigenen Sichtweisen der Politiker und vermutlich 

von den Aktivitäten von Lobbies bestimmt, wie das bei Kulturgütern auch anderswo der Fall 

ist (die ökonomischen Lehrbücher sprechen hier von meritorischen Gütern). 

 

Aber auch für die Vorteile aus jener Grundlagenforschung, die im Prinzip als Basis für 

angewandte Forschung und Entwicklung dienen kann, lassen sich kaum quantitative 

Aussagen machen. Zwar gibt es die (begründete) Vermutung, dass sie über Spillover-Effekte 

zu einer Steigerung der Produktivität in der Volkswirtschaft führt, aber die genaue Erfassung 

dieses Zusammenhangs erweist sich als außerordentlich schwierig. Es gibt einige (wenige) 

empirische Arbeiten dazu und sie finden tendenziell auch einen positiven Effekt. Aber das ist 

nicht durchgehend der Fall und außerdem ändert sich die Höhe des Effekts je nach 

Untersuchungsmethode.
4
 Immerhin mag man als einen Hinweis auf die Wirksamkeit 

staatlicher Ausgaben für Grundlagenforschung in technologienahen Bereichen auch die 

Tatsache ansehen, dass die erfolgreichen skandinavischen Staaten hohe universitäre F&E-

nahe Ausgaben aufweisen (siehe Tabelle 1). Allerdings sind die institutionellen Strukturen in 

den Ländern sehr verschieden (etwa die Aufteilung zwischen Universitäten, öffentlichen 

Forschungseinrichtungen und öffentlich geförderten privaten Forschungseinrichtungen). Die 

Daten weisen auf einen positiven Effekt hin, liefern aber keine klare Grundlage für das 

richtige Ausmaß des Ressourceneinsatzes. 

 

4. Effizienter Mitteleinsatz für die Forschung an den Universitäten 

 

Die Sicht der Ökonomen ist ganz allgemein, dass Anreize eine wichtige Rolle für das 

Verhalten von Menschen spielen. Wenn sie Entscheidungen treffen, so werden sie im Sinn der 

Rationalitätsannahme die zu erwartenden Vor- und Nachteile verschiedener 

Handlungsmöglichkeiten abwägen und die vorteilhafteste auswählen. Das Setzen von 

                                                 
4
 Für einen Überblick siehe Guellec und van Pottelsberghe de la Potterie (2004); ihre Schätzung zeigt, dass eine 

öffentlichen F&E die totale Faktorproduktivität einer Volkswirtschaft erhöht, allerdings hängt der genaue Effekt 

von einer Reihe von Faktoren ab und differiert über verschiedene Länder. Siehe auch Haskel und Wallis (2010). 
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Anreizen bedeutet in diesem Zusammenhang, dass mit dem (vom Staat als Auftraggeber) 

erwünschten Verhalten stärkere individuelle Vorteile verknüpft werden.
5
  

 

Diese Sicht impliziert im Speziellen, dass neben der Höhe der staatlichen Forschungsmittel 

auch die Frage relevant ist, ob die Zuteilung dieser Mittel an die Institutionen bzw. an die 

einzelnen Forscher mit den von diesen erbrachten Leistungen verknüpft ist und welche 

genauen Regeln dabei angewendet werden. Möglicherweise vermag die Beachtung von 

Anreizwirkungen die Effizienz des Einsatzes staatlicher Mittel zu erhöhen. In Großbritannien 

werden seit 1986 regelmäßig Evaluierungen der Universitäten im Hinblick auf ihre 

Forschungsleistungen vorgenommen, die Ergebnisse bestimmen dann die Aufteilung der 

staatlichen Mittel. 
 6

  

 

Allerdings zeigt sich bei genauer Betrachtung sofort, dass die Präzisierung und Umsetzung 

dieser Idee keine einfache Aufgabe darstellt. Sie erfordert als Erstes die Messung, was gute 

Forschungsleistung ausmacht, und das ist ein sehr weites Feld. Anstelle einer genaueren 

Analyse können in diesem kurzen Beitrag nur einige Aspekte angesprochen werden: 

 

- Das Peer-Review-Verfahren eröffnet am ehesten die Möglichkeit, die Qualität von 

wissenschaftlichen Arbeiten festzustellen. Dabei kann nicht übersehen werden, dass 

dieses Verfahren alles andere als ideal ist, sondern mit vielen Problemen behaftet.
7
 

Offensichtlich haben Forschungsarbeiten vieles mit künstlerischen Arbeiten 

gemeinsam; vielleicht lässt sich bei ersteren die Beherrschung der Methodik leichter 

objektiv feststellen, aber die Beurteilung, was interessante Forschung ausmacht, 

kommt in ihrer Subjektivität der Beurteilung künstlerischer Werke nahe. 

- Externe Evaluierungen von Instituten sind zwar aufwändig, aber durch den von außen 

kommenden Blick auf die Forschungsleistungen können sie Aspekte aufzeigen, die bei 

einer rein internen Betrachtung verborgen bleiben. Vor allem ist der Vergleich 

verschiedener Fachbereiche innerhalb einer Universität viel problematischer als der 

Vergleich von Fachbereichen über die Universitäten hinweg. 

- Neben der Messung der Forschungsleistungen liegt die weitere Schwierigkeit in der 

Festlegung, welche Konsequenzen für die Mittelausstattung der Universitäten bzw. 

                                                 
5
 Natürlich spielen auch intrinsische Motive eine Rolle, Menschen reagieren unterschiedlich auf äußere Anreize. 

Es mag sogar sein, dass in manchen Fällen äußere (monetäre) Anreize die innere Motivation beeinträchtigen 

(siehe z. B. Benabou und Tirole 2003). 
6
 Ähnlich auch in den Niederlanden und in Australien (Lange und Gläser 2009). 

7
 Als ein Beispiel aus der Biologie siehe Eyre-Walker und Stoletzki (2013). 
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Institute aus den Ergebnissen folgen sollen. Das betrifft die Aufteilung in Grund- und 

Projektfinanzierung (wobei letztere ein aufwändiges Antragsverfahren erfordert, dafür 

an genaue Kriterien geknüpft werden kann), sowie die Verteilung auf verschiedene 

Fachbereiche und einzelne Forscher(-gruppen). 

 

Insgesamt verlangt eine anreizorientierte Finanzierung der Universitäten ein gut überlegtes 

Vorgehen. Wenn Anreize wirksam sind, so können eben auch von unbedacht gesetzten 

Anreizen unerwünschte Nebenwirkungen ausgehen.
8
 Als ein erster Schritt erscheint mir die 

Erarbeitung von klar definierten Kriterien für die Messung von Forschungserfolgen innerhalb 

einzelner Fachbereiche sehr wichtig, auch wenn sie (noch) nicht zu Konsequenzen bei der 

Mittelvergabe führen. Dabei kann sich durchaus eine gewisse Vielfalt der Zielsetzungen als 

sinnvoll erweisen. 

 

5. Die Finanzierung der universitären Lehre 

 

Das Standardmodell der Ökonomen bezieht sich auf die individuelle Entscheidung für die 

Aufnahme eines Studiums. Dieses stellt eine Investition in das Humankapital dar, das heißt, 

durch ein Studium erwirbt eine Person Fähigkeiten und Kenntnisse, die es ihr in der Folge 

ermöglichen, ein höheres Einkommen zu erzielen (Becker 1993). Die Logik dahinter ist 

ziemlich einfach: Eine Person nimmt ein Studium auf, wenn ihr dadurch zu erwartendes 

höheres Einkommen die Kosten des Studiums aufwiegt. 

 

Man mag einwenden, dass die Aussicht auf höheres Einkommen nicht den einzigen – oder 

vielleicht sogar nicht den überwiegenden – Grund für ein Studium darstellt; auch Freude am 

Erwerb von Wissen oder über einen akademischen Titel mag eine Rolle spielen. Dieser 

zusätzliche Aspekt (quasi ein Konsumcharakter des Studiums) lässt sich allerdings ohne 

Weiteres in das Humankapitalmodell einbauen und widerspricht nicht dessen Grundansatz.  

 

Die Tabellen 2a und 2b zeigen für eine Reihe von Ländern die von der OECD (2012) 

entsprechend dem Humankapitalmodell berechneten privaten Bildungsrenditen. Dabei wird 

die Erhöhung des zukünftigen Einkommens in Bezug zu den privat getragenen Kosten des 

                                                 
8
 Häufig wird der Druck auf die Forscher genannt, sich kurzfristig und möglichst risikolos publizierbaren 

Themen zuzuwenden, was einen Verlust an Pluralität in der Wissenschaft bewirken kann; oder auch ein 

übertriebener Wettbewerb zwischen Universitäten um die produktivsten Forscher. 
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Studiums gesetzt. Die Rendite liegt in Österreich etwas unter dem OECD-Durchschnitt, aber 

sie ist mit 10,6% bei Männern und 7.2% bei Frauen durchaus beachtlich. 

 

Typisch für die ökonomische Sicht ist die hinter diesem Modell stehende Rationalitäts- und 

auch Informationsannahme, nämlich die Vorstellung, dass jede Person selbst am besten weiß, 

welche Vorteile ihr ein Studium (vermutlich) verschafft. Auf dieser Basis ergibt sich dann 

eine wichtige Konsequenz für die einleitend angesprochene Allokationseffizienz: Nur jene, 

für die sich die Inkaufnahme der (gesamten) Kosten des Studiums lohnt, für die also die 

erwarteten Vorteile hoch genug sind, entscheiden sich tatsächlich für das Studium. Auf diese 

Weise kommt es zu einer effizienten Entscheidung, und insgesamt zu einem effizienten 

Ausmaß an universitärer Ausbildung. Offensichtlich müssen dabei eben die gesamten Kosten 

des Studiums in die Entscheidung einfließen; sie beinhalten als vermutlich wesentlichsten Teil 

das entgangene Einkommen, wenn man für die Dauer des Studiums kein solches (oder nur ein 

geringes) erzielt, und weiters die Kosten des Studiums selbst, den Beitrag zur Finanzierung 

der Lehreinrichtungen (Studiengebühren).  

 

Offensichtlich vernachlässigt das Modell der Humankapitalinvestition einige wichtige 

Aspekte. Der erste ist das ebenfalls eingangs angeführte Verteilungsproblem: Im 

gegenwärtigen Fall stellt es sich in der Form, dass sich manche – potentiell erfolgreich 

studierende – junge Menschen ein Studium wegen der Kosten nicht leisten können. Aus einer 

naiven Humankapital-Sicht kann dieses Problem nicht auftreten, weil diese Personen ja einen 

Kredit zur Finanzierung des Studiums aufnehmen können, der aus dem späteren höheren 

Einkommen zurück gezahlt werden kann.
9
 Wegen der Unsicherheit bezüglich der späteren 

Einkommen werden Banken bei der Gewährung solcher Kredite jedoch zurückhaltend sein, 

sodass dies nur begrenzt möglich bzw. für manche sogar unmöglich ist. Daraus ergibt sich die 

Notwendigkeit einer staatlichen Förderung.
10

 

 

Weiters ignoriert das Humankapitalmodell in der einfachen Form die Existenz von Steuern. 

Vor allem die progressiv wirkende Einkommensteuer hat den Effekt, dass sie die durch eine 

universitäre Ausbildung zu erwartenden höheren Einkommen in einem beträchtlichen 

Ausmaß reduziert. Als Folge ergibt sich dann eine Verzerrung der Studienentscheidung; eine 

                                                 
9
 Das ist möglich, wenn die private Rendite größer als der Kreditzinssatz ist. 

10
 Eine solche Förderung kann darin bestehen, dass der Staat Stipendien für Studierende gewährt, oder dass er 

Kredite anbietet, deren Rückzahlung einkommensabhängig gestaltet ist (um das Risiko hoher Rückzahlung bei 

geringem späterem Einkommen zu verringern).  



 9 

ineffizient geringe Zahl von Personen entschließt sich zu einem Studium, weil sie 

berücksichtigen, dass das durch ein Studium ermöglichte höhere Einkommen zu einem 

wesentlichen Teil dem Staat und nicht ihnen selbst zugute kommt. Eine Möglichkeit zur 

Beseitigung dieses Problems besteht darin, dass der Staat nicht nur die Erträge aus der 

Humankapitalinvestition verringert, sondern auch deren Kosten. Das heißt, dass der Staat 

einen Teil der Kosten des Studiums übernimmt, also zum Beispiel davon absieht, 

Studiengebühren zur Finanzierung der Lehreinrichtungen einzuheben (Bovenberg und Jacobs 

2005). Die Tabellen 3a und 3b zeigen Berechnungen der OECD (2012), welche öffentlichen 

Bildungsrenditen sich für eine Reihe von Staaten ergeben, wenn man die späteren höheren 

Steuerzahlungen von Akademikern in Relation zu den vom jeweiligen Staat getragenen 

Ausgaben für das Studium betrachtet. Auch diese Renditen liegen in Österreich unter dem 

OECD-Durchschnitt, aber mit 8,8% (M) bzw. 7,2% (F) in der Nähe der privaten Renditen. 

 

Ein dritter, im Modell vernachlässigter und in der ökonomischen Literatur umstrittener, 

Aspekt betrifft die Existenz positiver externer Effekte. Damit ist gemeint, dass die Vorteile 

aus einem Studium nicht nur der studierenden Person selbst zugute kommen, sondern dass 

auch andere Personen davon profitieren. Das könnte zum Beispiel eintreten, wenn die gut 

ausgebildete Person durch ihre qualifizierte Tätigkeit auch die Produktivität anderer 

Arbeitskräfte oder des eingesetzten Kapitals steigert. Solche externen Vorteile wird eine 

Person bei der eigenen Entscheidung über ihre Humankapitalinvestition nicht 

berücksichtigen, während sie aber für die gesamte Volkswirtschaft durchaus bedeutsam sein 

können. Die Folgerung aus dieser Überlegung wäre ebenfalls, dass es Subventionen (also 

teilweise staatliche Kostentragung) für die Studierenden geben sollte. Allerdings haben 

empirische Studien bisher keinen überzeugenden Beleg für die Existenz positiver externer 

Effekte geliefert.
11

 Die übliche Sichtweise ist, dass solche Effekte eher mit der elementaren 

und allgemeinen Bildung verknüpft sind (wenn es um die grundlegenden Kulturtechniken 

geht, bei denen es für die Gesellschaft insgesamt von Bedeutung ist, dass ihre Mitglieder 

diese Techniken – wie Lesen, Schreiben und Rechnen – beherrschen) als mit einem Studium, 

das meist eine eher spezielle Ausbildung für eine bestimmte Tätigkeit beinhaltet. 

 

Insgesamt ziehen die meisten Ökonomen aus den angeführten Überlegungen wohl den 

Schluss, dass eine teilweise Übernahme der direkten Kosten des Studiums durch die 

Studierenden angemessen und fair ist. Sie sehen eine völlige Kostentragung durch den Staat 

                                                 
11

 Manche Autoren finden (geringe) Effekte (z. B. Bauer und Vorell 2010), andere eher nicht (Isacsson 2005). 
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als eine (unerwünschte) Umverteilung von unten nach oben an, weil davon ja eine Gruppe 

(Akademiker) profitiert, deren Lebenseinkommen über dem Durchschnitt liegt, während die 

große Gruppe der Steuerzahler belastet wird.  

 

Andererseits gibt es, wie sich gezeigt hat, durchaus auch Argumente dafür, dass der Staat 

einen gewissen Teil der Kosten übernimmt. Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass in 

Deutschland gerade die Studiengebühren wieder abgeschafft werden, die in manchen 

Bundesländern vor einiger Zeit (in durchaus moderater Höhe) eingeführt wurden. 

Offensichtlich werden die Studiengebühren von der Gesellschaft nicht akzeptiert, trotz der 

ökonomischen Argumente, die dafür sprechen. 

 

6. Freier Hochschulzugang 

 

Wenn der Staat die Kosten der universitären Lehre übernimmt, sodass die potentiell 

Studierenden nicht daran beteiligt sind und sie bei ihrer Studienentscheidung außer Acht 

lassen, so hat dies nach den vorangegangenen Überlegungen eine ineffizient große Zahl von 

Studierenden zur Folge. Auch wenn freier Hochschulzugang politisch gewollt sein kann, 

sollte man sich über diese Konsequenz im Klaren sein. Eine Möglichkeit ist, den Zugang auf 

andere Weise als durch Kostenbeteiligung der Studierenden zu rationieren, was unmittelbar 

das Problem des angemessenen Rationierungsverfahrens aufwirft, etwa die Verwendung der 

Schulabschlussnoten wie beim Numerus clausus in Deutschland oder die Verpflichtung zu 

Aufnahmetests.  

 

Wenn keine Rationierungen beim Studieneintritt vorgenommen werden, kommt es zu einer 

größeren Zahl von Studienanfängern, die entsprechende Ressourcen benötigen. Für die 

Universitäten ergibt sich daraus die Forderung nach einer plausibel gestalteten 

Studienplatzfinanzierung, die ihnen die Mittel zur Bewältigung des freien Hochschulzugangs 

zusichert. Für die Studierenden tritt in der Folge typischerweise die Drop-out-Gefahr auf, also 

dass ein (großer) Teil der Anfänger den Entschluss für das Studium nicht ausreichend überlegt 

hat und es dann nicht abschließt. OECD Studien bestätigen dies insofern, als die universitären 

Abschlussraten in Österreich (wie in Deutschland) unter dem Durchschnitt liegen, die 

Eintrittsraten dagegen beim Durchschnitt (OECD 2012, S. 60 und S. 350). Allerdings ist die 

Aussagekraft dieser Vergleiche wegen der unterschiedlichen Strukturen des Bildungssystems 

beschränkt. 
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7. Abschließende Bemerkungen 

 

Wie eingangs erwähnt, besteht der ökonomische Zugang zur Tätigkeit öffentlicher 

Einrichtungen zunächst darin, die grundsätzliche Frage nach deren Rolle in einer 

Marktwirtschaft zu stellen. Dabei geht es vor allem um die Überlegung, ob Effizienz- 

oder/und Verteilungsgründe vorliegen, die ein Eingreifen des Staates sinnvoll machen. Im 

vorliegenden Beitrag wurde dies speziell im Hinblick auf Frage nach der Notwendigkeit 

staatlicher Finanzierung der universitären Forschung und Lehre diskutiert. Es stellte sich 

heraus, dass es in den ökonomischen Standardmodellen durchaus Argumente dafür gibt, 

wenngleich deren konkrete quantitative Bedeutung kaum festgestellt werden kann. 

 

Während sich die meisten Überlegungen auf die Allokationseffizienz bezogen (also auf die 

Frage, ob die effiziente Menge an Ressourcen für Universitäten aufgewendet wird), wurden 

im Abschnitt vier auch einige Gedanken zu den Anreizwirkungen der Mittelverteilung 

angestellt. Im Vergleich zu anderen Ländern gibt es in Österreich dazu nach meiner Kenntnis 

bisher kaum konkrete Maßnahmen; mir erschiene es sinnvoll, wohlüberlegte Schritte in diese 

Richtung – wenigstens zur genaueren Messung der Forschungsleistungen –  zu setzen. 

 

Leider lassen sich aus ökonomischer Perspektive keine einigermaßen präzisen Antworten zur 

essenziellen Frage geben, welches Volumen an universitärer (Grundlagen-)Forschung der 

Staat insgesamt finanzieren soll und wie sie auf die einzelnen Disziplinen verteilt werden 

sollen. Das Verfahren einer Kosten-Nutzen-Analyse, das in anderen Bereichen zur 

Entscheidungsfindung bei staatlichen Ausgaben dient, lässt sich für die Grundlagenforschung 

mangels der Möglichkeit einer monetären Bewertung ihrer Leistungen nicht heranziehen.  

 

In Bezug auf die universitäre Lehre folgt aus dem Standardmodell der 

Humankapitalinvestition, dass individuelle Studienentscheidungen unter Einbeziehung aller 

Kosten zur effizienten Zahl von Studierenden führen. Zwar führen Erweiterungen des 

Modells durchaus zu Argumenten für eine staatliche Kostenbeteiligung, allerdings nicht 

unbedingt für einen völlig freien Hochschulzugang.  
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Tabelle 1: Universitäre F&E-nahe Ausgaben im Verhältnis zum BIP 

 

 
 

Aus: Haskel and Wallis (2010). 
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Tabelle 2.a: Private Bildungsrenditen (Männer) 

 

 
 

Aus: OECD (2012). 
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Tabelle 2.b: Private Bildungsrenditen (Frauen) 

 

 
 

Aus: OECD (2012). 
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Tabelle 3.a: Öffentliche Bildungsrenditen (Männer) 

 

 
 

Aus: OECD (2012). 
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Tabelle 3.b: Öffentliche Bildungsrenditen (Frauen) 

 

 
 

Aus: OECD (2012). 




